
 
 
 
 
 

Der ÖPNV braucht einen klaren Ordnungsrahmen – Chancen bei 
der Umsetzung der neuen EU-Verordnung nutzen! 

Positionspapier des Deutschen Landkreistages 
Nach Jahren intensiver Diskussionen ist es innerhalb der EU im Jahr 2007 endlich gelungen, 
sich auf einen neuen rechtlichen Rahmen für den ÖPNV zu verständigen. Die neue EU-
Verordnung 1370/2007 wurde am 3.12.2007 im Amtsblatt der EU veröffentlicht und tritt am 
3.12.2009 in Kraft. 
 
Um die nationalen Regelungen mit dem nach Inkrafttreten der Verordnung unmittelbar in 
Deutschland geltenden EU-Recht stimmig zu verzahnen, sind umfangreiche Änderungen im 
nationalen Recht erforderlich. Andernfalls drohen erhebliche Rechtsunsicherheiten für alle 
Beteiligten, die aus Regelungslücken, Widersprüchen und Unstimmigkeiten zwischen dem 
derzeitigen nationalen Recht und der neuen EU-Verordnung resultieren. 
 
Bei der Anpassung des nationalen Rechtsrahmens, insbesondere im Bereich des Personen-
beförderungsgesetzes, aber auch evtl. landesrechtlicher Umsetzungsregelungen, müssen 
folgende Zielsetzungen berücksichtigt werden: 
 
1. Rechtssicherheit durch Eindeutigkeit 

Ein eindeutiger Rechtsrahmen ist eine zentrale Grundvoraussetzung für die weitere positive 
Entwicklung des ÖPNV in Deutschland. Hierfür ist zunächst klarzustellen, dass die Er-
bringung von ÖPNV-Verkehrsleistungen ohne Ausnahme in den Anwendungsbereich der 
neuen EU-Verordnung fällt und Linienverkehrsgenehmigungen ausschließliche Rechte im 
Sinne der neuen EU-Verordnung sind. 
 
Des Weiteren sind insbesondere die Verfahrensregelungen für 
• die Vergabe von ausschließlichen Rechten und öffentlichen Finanzmitteln, 
• die Durchführung der Überkompensationskontrolle, 
• die Durchführung des Rechtsschutzes für alle Vergabeformen, 
• die Erfüllung der Berichtspflichten, 
• die Ausgestaltung des Übergangszeitraums 
eindeutig und widerspruchsfrei auszugestalten. 
 
2. Steuerungsmöglichkeiten der ÖPNV-Entwicklung durch die Aufgabenträger 

Um ihrem gesetzlich definierten Auftrag der Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrs-
bedienung gerecht werden zu können, müssen den ÖPNV-Aufgabenträgern neben der Auf-
gabenverantwortung nunmehr endlich auch die notwendigen rechtlichen Umsetzungsinstru-
mente an die Hand gegeben werden, unmittelbar und abschließend eigenverantwortlich zu 
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